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Deutſchland. 

Berlin, 2. Mal. Se. Maj. der König beſichtigte geſtern 
Morgens im Beiſein des Flügeladjutanten Majors Prinzen Anton 
Radziwill den Bazar zum Beſten des evangeliſchen Johannloſtiftes 
im Hotel des Minifteriums des Janern, und machte bedeutende 
Einkäufe. Hlerauf nahm der König die Mllitär⸗Monatsrapporte 
und die Vorträge der Hofmarſchälle Grafen Pückler und Perponcher, 
des Hausminiſters von Schleialß entgegen und begab ſich Nach⸗ 
mittag mit dem G neral v. Podblelski ins Zeughaus. Zum Diner 
waren eingeladen der Herzog von Ratibor, die Staatöminifter von 
Waßdorff aus Weimar, v. Roggenbach aus Baden, v. Varnbüler 
aus Stuttgart, der General-Poſtdirektor v. Philippoborn, die Pro- 
feſſoren v. Raumer und v. Ranke, der Stadtgerichts⸗Präſtdent 
Krüger, der Ober⸗Prokurator Breunig aus Coblenz, der Geheime 
Kablinetsrath v. Mühler, der General-Steuer-Direktor v. Pommer- 
Eſche, der Regierungs-Präfldent von Kotze und mehrere Militär- 
perſonen. 

— Se. Mal. der König und bie Mitglieder der Könlglichen 
Familie ꝛc. fahren am Sonntag Vormittags 9 Uhr per Extrazug 
nach Potsdam und wohnen dort in be: Hof- und Garniſonkirch⸗ 
dem Gottes dlenſte bei. Mittags hat das erſte Garderegiment z. FJ. 
im Le ſtgarten Kirchenparade und findet darauf im Stadtſchloſſe 
das Dejeuner ſtatt. Die Königin Auguſta wird, wie wir hören, 
Abende von Potsdam aus die Reiſe nach Coblenz, Karlsruhe, 
Baden-Baden antreten. 

— Es if ſehr beachtenswerth, daß die militärlſchen Berichte 
über das Ergebniß der Frühjahrs⸗Kontrol-Verſammlungen 
im Bezirke des 2. Bataillons des ſchleswig'ſchen Landwebr-Regl⸗ 
ments Nr. 84, namentlich in den Kompagnte-Bezirken Apenrade, 
Hadersleben und Tondern, alſo wo die Bevölkerung ziemlich ſtark 
däniſch iſt, überaus günſtig lauten und namentlich Fonftatiren, daß 
die beorderten Mannſchaften in der wünſchenswertheſten Pünktlich 
keit und Vollzäbligkeit erſchten en find. Die Zahl der obne Ent- 
ſchuldigung Fehlenden erreichte kaum den geringen Betrag von 
2—3 pCt. und bei Allen war der Gehorſam und die militärſſch⸗ 
Disziplin untadelbaft, gerade da, wo man eine größere Renitenz 
hätte erwarten können. 

— Der evangelifche Ober--Kirchenrath hat aus den Er- 
trägen der im Jahre 1864 für die Notbſtände der evangeltſchen 
Landeskirche abgehaltenen allgemeinen Kirchen- und Hauskollelte 
einen Fonds zum Ankauf von Landdotatlonen für unzureichend be⸗ 
ſoldete Pfarrſtellen der Provinz Poſen geſtiftet. Eine gleiche Summe, 
jedesmal 10,000 Thlr., ift auch aus den Erträgen der Kollekte von 
1866 zu gleichem Zwecke für Poſen bewilligt worden. Es iſt mit 
dieſen 20,000 Tolrn. eine „Pfarrlandſtiftung für die evangeliſchen 


Pfarreien der Provinz Poſen“ errichtet worden, derem Statut nun 


der König feine Genehmigung erthellt hat. Die Stiftung iſt durch 
die vielen in Folge der beſonderen Verhältniſſe der Provinz Poſen 
ſehr ſchlecht dotirten Pfarrſtellen hervorgerufen; aus derſelben ſollen 
Landdotatlonen, welche in der Regel einen Werth von 1000 Thlr. 
haben, für die betreffenden Pfarrer gekauft werden. Der Nutz⸗ 
nießer, der jedesmalige Pfarrinhaber, hat den Betrag der Hälfte 
des ermittelten Reinertrages der Landdotatlon jährlich jo lange 
abzuzahlen, bie das Anlagekapital gedeckt if und außerdem noch 
in drei Nachjahren. 

— Durch das gleichzeitige Tagen des Zollparlamentes und 
des Reichstages find bier die Spitzen der Beamtenwelt der 
Kleinſtaaten verſammelt. In Folge deſſen iſt auch der ſchwarz⸗ 
burgiſche Geheime Staatsrat) Reich hierſelbſt angekommen, um 
im Auftrage ſeiner Regierung auf dle Vereinigung der klein- 
ſtaatlichen Obergerichte zu einem gemelnſamen Appellationsgericht 
hinzuwirken. 

—Zoll-Parlament. (Schluß.) Abg. v. Mittnacht (Würtem⸗ 
berg). Die Wetheiling hat ke a Art. 9 & 1 des Vertrages vom 8. 
Juli 1867 die gehörige Aufmerkſamkeit nicht geſchenkt. Es heißt dort: 
„Das Zollparlament beſteht aus den Mitgliedern des e des 
norddeutſchen Bundes und aus den Abgeordneten der ſüddeutſchen Staaten, 
welche nach Maßgabe des Geſetzes gewählt werden, auf Grund deſſen die 
erſten Wahlen zum Reichstage des norddeutſchen Bundes ſtattgefunden 
haben.“ Die würtembergiſche Regierung ging davon aus, daß dies Geſetz 
das Reichswahlgeſetz von 1849 ſei. Das Reichswahlgeſetz aber giebt das 
Wahlrecht jedem unbeſcholtenen Deutſchen; dieſe Beſtimmung war jedoch 
für die würtembergiſche Regierung nicht maßgebend, denn es heißt im Ab» 
ſatz 2 des Artikels 9 8. 1: „Es bleibt der Geſetzgebung der ſüddeutſchen 
Staaten vorbehalten, über die er Beſtimmungen zu treffen, 
durch welche die Wählbarkeit bedingt iſt.“ Wenn die n Re- 
gierung von dieſer Beſtimmung freien Gebrauch gemacht, ſo war ſie dabei 
vollſtändig in ihrem Rechte. — Dr. Braun (Wiesbaden). Daß in dem 
Zollvereinsvertrage nicht das Reichswahlgeſetz von 1849 gemeint ſei, dar⸗ 
über noch irgend ein Wort zu ſagen, halte ich für überflüſſig. Daß aber 
der zweite Abſatz des Artikels 9 die würtembergiſche Regierung berechtigt 
habe, eine Beſchränkung des allgemeinen Wahlrechts vorzunehmen, ein 
ſolches Argument bin ich erſtaunt geweſen zu vernehmen. Denn es iſt da 
nu von der Wählbarkeit zum Abgeordneten die Rede. Deutlicher kann 
man ſich doch auf der ganzen Welt nicht ausdrücken. Das ſollte doch, 
meine ich, keiner Auseinanderſetzung bedürfen, für Niemanden, geſchweige 
denn für einen Juſtizminiſter; hier handelt es ſich darum, daß man Tau · 
ſende von Arbeitern von der Ausübung ihres Wahlrechts ausgeſchloſſen 
hat, weil ſie nicht verheirathet geweſen ſind, und daran iſt wieder das 
würtembergiſche Verehelichungsgeſetz Schuld, das der Eheſchließung Polizei- 
beſchränkungen entgegenſtellt, wie ſie in der ganzen civiliſirten Welt uner- 
hört find. Es handelt ſich hier nicht um die Anfechtung irgend einer ein ⸗ 
zelnen Wahl, ſondern darum: hat die würtembergiſche Regierung das Ge⸗ 
etz beobachtet, oder hat fie etwa Mißbrauch der Amtsgewalt in bundes⸗ 
eindlichem Sinne geübt? Nach Allem, was darüber bekannt geworden, 
iſt das letztere der Gall geweſen, und ich erlaube mir daher noch folgenden 
weiteren Antrag in dieſer Frage: „Den Vorſtand des Zollbundesrathes 
anſzufordern, auch die übrigen Beſchwerden, die in dieſer Eingabe enthalten 
find, zu prüfen und eventuell der Wiederkehr ähnlicher Vorkemmniſſe vor 
ubeugen.“ — Redner geht nun daran, die in den as des Schrift ⸗ 

ücken enthaltenen Beſchwerden über die Wahlbeeinfluſſung der würtem⸗ 
dergiſchen Regierung zu vervollſtändigen. Er führt für jede einzelne An⸗ 
abe beſtimmte Zeugen an und entnimmt ſeine Thatſachen namentlich dem 
ahlkampf, aus dem die Abgg. v. Karnbüler und Knosp hervorgegangen 


Abg. Dr. Braun hat u 


+ 


Abendblatt. 


Der Präſident theilt ein zu dem Antrage der 3. Abtheilung von 
dem Abg. Bamberger geſtelltes Amendement mit. — Abg. Dr. Braun 
(Wiesbaden) zieht ſeinen Antrag zurück. — Abg. Metz: Ich halte die vor⸗ 
liegende Frage für ſehr geeignet, ie gegenfeitige Stellung der Parteien zu 
klären und dadurch zu einer geſunen zu machen. Die Beſchwerdeführer gehören 
der nationalen Partei an, einer Partei deren Beſtrebungen nach Herbeiführung 
einer ganz Deutſchland umfaſſenden Einheit von Niemand beſtritten wer ⸗ 
den können. Um ſo eigenthümlicher iſt es, daß gegen dieſe von allen an⸗ 
dern in Würtemberg beſteheuden Parteien ein Bündniß geſchloſſen worden 
iſt, um ſie bei den Wahlen unterliegen zu laſſen. (Ruf von rechts: „Nicht 
verſtanden worden!“) Meine Herren! Ich werde mich bemühen, Jonen 
klar zu werden; beklagen Sie ſich nachher nur nicht, daß ich zu klar gewor⸗ 
den bin. Gegen die deutſche Partei verbündeten ſich die miniſterielle, die 
ultramontane und endlich die annte demoktatiſche oder Volkspartei, die 
freilich die Stellung der alten okratiſchen Partei vom Jahre 1848 nicht 
mehr einnimmt. Sie iſt vielmehr die Partei, die die Zerriſſenheit des 
Vaterlandes aufrecht erhalten wi will, die ſich einer Einigung mit allen 
Mitteln wiederſetzt. Einen ſa gerechtfertigten Grund zu einem ſo un⸗ 
natürlichen Bündniß vermag ich nicht zu finden, es kann nur ber fein, die 
Schaffung der Einigung Deutſchlands zu hindern aus einem durch Nichts 
zu rechtfertigenden Haß gegen den Staat, der den Führer des neu in ge⸗ 
ſtattenden Deuſchlands bildet. Ich erwarte, daß einer der Herren von jenem 
Bündniffe ſich Über dieſen Pun offen ausſprechen werde, damit Klarheit 
in die Situation gebracht und die Veranlaſſung vieler Mißverſtändniſſe be⸗ 
ſeitigt werde. Ich will nicht d eingeven, daß der leitende Staatsmann 
ſich ſelbſt mitten in dieſes Part iebe hineingeworfen hat, weil ich hoffe, 
daß er ſelbſt die Gründe ſeiner ung erklären wird, darauf aber möchte 
ich hinweiſen, daß es mir fü treuen Verbündeten nicht ſehr ange⸗ 
meſſen erſcheint, dahin zu wi daß die allgemeine Liebe und Neigung 
gegen das neugeſtaltete Staat nicht zum Durchbruch komme. Es iſt 
in Würtemberg für die Dienft und Arbeiter die Nichtverheirathung zu 
einem Hinderniß gemacht worden, ih an der Wahl zu betheifigen. Da 
ich mir einen ſachlichen Grund, die ledigen Arbeiter ſchlechter zu ſtellen als 
ſo halte ich die Beſchwerde für gerecht⸗ 
ſelben für geboten. Wenn Sie nicht 
iten ſich noch ſteigern, ſo bitte ich Sie 


wünſchen, daß ſolche 
ſtattgehabten Hebergelüien bei Zeiten 
— Abg. v. Mitt 


im Intereſſe der allgemeinen € 
und mit Entſchiedenheit entge 


Mo on ihm i 

der er gegen die würtembergiſche Regierung 
die heftigſten Angriffe richtete; er hat ſeinen Antrag allerdings nachher zurück⸗ 
gezogen, wir baden es aber nicht mit dieſem, ſondern mit ſeiner Rede zu 
thun, und es wird mir deshalb geſtattet ſein, auf Einzelheiten derſelben zurück⸗ 


eine Generalrede gehalten, 


zukommen. Er nannte die von den Organen ſeiner Partei behaupteten That⸗ 


ſachen notoriſch, weil denſelben von der Regierung nicht widerſprochen ſei. 
Iſt denn deshalb Etwas notoriſch, weil die Regierung, geſtützt auf ihre 
eigene notoriſche Haltung und Stellung, es nicht der Mühe werth hält, 
darauf zu antworten? Meine Herren, wir haben in Würtemberg 
eine ziemlich allgemeine Preßfreiheit. Seit Jahren hat keine ar 
nahme ſtatt gefunden (hört! hörtl), obwohl täglich die heftigſten Angriffe 
gegen die Regierung gedruckt werden. Wir glaubten jedoch, dieſelben ruhig 
eſchehen laſſen zu müſſen, der Eine hilft ſich dadurch, daß er ſie nicht 
ieſt, (große Heiterkeit), der Andere dadurch, daß er darüber lacht, und wenn 
auch ein ſolches Verfahren nicht nach Jedermanns Geſchmack iſt, wir be⸗ 
finden uns gar nicht ſo übel dabei. Wenn unn alſo die Regierung auf 
das Parteiorgan jener Herren nicht ein jo bedeutendes Gewicht gelegt hat, 
ſeinen Behauptungen entgegenzutreten, ſind dieſelben deshalb notoriſch? Was 
die Maßregelungen wegen Wahlagitationen betrifft, jo ſind allerdings in 
einzelnen Fällen wegen hervorragender, gegen die Regierung gerichteter 
Agiiationen Verwarnungen ertheilt; ich glaube aber nicht, daß damit etwas 
Unerhörtes oder prinziell Unzuläſſiges geſchehen ſei, und kann außerdem 
eine große Menge von Beiſpielen anführen, welche beweiſen, daß die Re⸗ 
gierung mit der größten Schonung aufgetreten iſt. Wenn man es für 
einen treuen Verbündeten als unangemeſſen bezeichnet, dem Programm der 
nationalen Partei entgegenzutreten, ſo möchte ich doch darauf hinweiſen, 
daß das Programm, ſo ſchuell wie möglich in den norddeutſchen Bund zu 
treten, nicht ein Theil des zwichen Preußen und Würtemberg abgeſchloſſenen 
Vertrages iſt. Von nationaler Seite hat man geſucht, unfere Zuſtände 
gegenüber denen Norddeutſchlands jo viel als möglich herabzuſetzen; unſere 
Verhältuiſſe mögen nicht muſtergültig ſein, ich glaube aber, daß fie in vielen 
Beziehungen den Vergleich mit denen des Nordbundes aushalten würden. 
Die Niederlage der „Deutſchen Partei,“ die bis 1866 ihre Fahne nur ſehr 
ſchüchtern entfaltete und deren Organ noch während des Krieges die falſchen 
Nachrichten vom Kriegsſchauplatze mit Jubel begrüßte, dann aber bei den 
Wahlen mit einem ſehr gemäßigten Programm hervortrat, iſt nicht ſowohl 
Folge eines Bündniſſes der übrigen Parteien, ſondern rührt daher, daß das 
Volk ihren Verſicherungen keinen Glauben mehr ſchenkt. Die Niederlage 
war hart, kein Einziger wurde gewählt (Heiterkeit), und nichts ſchadete ihr 
ſo wie ihr eigenes Gebahren; nicht der Haß gegen Preußen, die gründliche 
Abneigung gegen jene Partei bat das Reſultak veranlaßt. Schon hat ſie 
die Feder geſpitzt zur Verbreitung der Dinge, die hier den ſchwabiſchen Ab. 
geordneten gejagt werden follen; ſchon vor Wochen hat fie die Hoffnung 
eäußert, fie würden dem Abg. Braun ein Gabelfrühſtück fein. (Anhaltende 

eiterfeit.) Wir hatten, was er ſagte, längſt geleſen, nur die Art des 
Vortrages war apart, wenn auch in unſeren Ständeverſammlungen nicht 
üblich. Eine ſolche Partei zu befiegen, bedarf es keiner Koalition. Die 
Regierung nimmt die Wahlen nicht als einen Sieg in Anſpruch, aber ſie 
drücken die wahre Meinung unſeres Volkes aus und wenn ein ſolcher 
Kampf ſeine Tiefen aufwühlt, ſo darf die Regierung nicht für Alles, was 
dabei zu Tage kommt, verantwortlich gemacht werden. (Lebhafter Beifall 
und Händeklatſchen auf den Bänken der Süddeutſchen rechts 
und der Volkspartei links). Fa e (zur Rechten): 
Hier wird nicht geklatſcht. Präſident Simſon: Diefe Art 
en war wenigſtens bisher in dieſen Räumen nicht 

ich. 

Abg. Bamberger: Ich will die Verſammlung durch die Fortſetzung 
tendenziöjer Scharmützel und perſonlicher Reibereien nicht länger aufhalten, 
ſondern mich lediglich an den objektiven Antrag halten, indem ich Ihnen 
die urſprüngliche Faſſung des Antrags der 3. Abtheilung empfehle. Der⸗ 
ſelbe wendet ſich ſpeziell gegen die falſche Interpretation des Wortes 
„Wohnſitz“, worüber die Petition des Stuttgarter Arbeiter⸗Wahlcomités, 
die ich geſtern dem Präſidium übergeben habe, ſich beſchwert, Gegen dieſe 


Sonnabend den 2. Mai 


acht: Der | Das w 
eig Neihe von Ausignitten. 3 
ner verlieſt eine ganze von aus der „Schw. 8 

die er ſich auf einen Bogen Papier gelebt hat.) Wir waren ber Auch, 
daß die geſchloſſenen Verträge gehalten werden müßten, und weil jene Par⸗ 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel, 1 Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12 ½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1868. 


falſche Interpretation uns auszu' prechen, haben wir die beſondere Pflicht 
mit Rückſicht auf die ökonomiſche Aufgabe, die dieſer Verſammlung obliegt. 
Die Freizügigkeit wird beſonders genannt als das, was wir hier gemein⸗ 
ſam anftreven ſollen; die von der würtembergiſchen Regierung gegebene 
Definition enthält aber eine Beſchränkung der Freizügigleit, welche die ar⸗ 
beitenden Klaſſen ganz beſonders beeinträchtigt und das allgemeine direkte 
Wahlrecht für eine große Zahl derſelben illuſoriſch macht. — Solche von 
der partikulariſtiſchen Willkür gegebene Juterpretationen, die man mit dem 
Worte „berechtigte Eigenthümlichkeit“ zu beſchönigen verſucht, ſind ſehr ge- 
fährlich; ſie zerſtören den gemeinſamen Boden der allgemeinen deutſchen 
Geſetzgebung, den zu befördern eine der Hauptaufgaben dieſer Verſammlung 
iſt. — Abg. v. Varnbüler: Als ich geſtern Nacht der Metropole des 
Nordens zugeführt wurde, träumte ich wohl von Tabacks ſteuer und Baum⸗ 
wollengarn (Heiterkeit), davon aber habe ich nicht geträumt, daß ich mitten 
hinein geführt würde in das Gebiet der Perſönlichk iten und Politik. Nach ⸗ 
dem dies aber geſcheben, will ich zwar dem Herrn Dr. Braun auf das Ge⸗ 
biet der Perſönlichkeiten nicht folgen; denn es ſpricht nicht für die Stärke 
einer Sache, dieſelbe zu illuſtriren durch perſönliche Ausfälle; und ich vin 
nicht der Anſicht, daß es die deutſche Einheit befördert, wenn der erſte 
Gruß an die ſüddeutſchen Abgeordneten in perſönlichen Invektiven beſteht. 
Nur auf die objektiven Anführungen des Herrn Braun will ich entgegnen, 
bemerke aber, daß ich nicht Miniſterpräſident und Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten bin und daß die Landſtraße mich auch nichts angeht. Redner 
ſucht die einzelnen Fälle, welche der Abgeordnete Braun für die Beein⸗ 
fluſſung der Wahl Seitens der würtembergiſchen Regierung angeführt hat, 
zu widerlegen. Solche Dinge, wie fie Herr Braun hier vorgetragen, kann 
man nur in einer Verſammlung vorbringen, die mit den würtembergiſchen 
Verhältniſſen nicht näher bekannt iſt; in einer würtembergiſchen Verſamm⸗ 
lung hätte man es nicht gewagt, denn dort hätte man recht gut gewußt, 
welchen Werth oder Unwerth man darauf zu legen hat. Ich . jetzt 
auf die Angriffe, die Herr Braun gegen meinen politiſchen Charakter und 
meine politiſche Haltung im Allgemeinen gerichtet hat. Er hat es dabei 
für gut befunden, bis hinter das Jahr 1866 zurüdzugehen. Ich glaube, 
daß er beſſer gethan hätte, dies zu unterlaſſen. (Beifall rechts) Denn der 
Friede vom Auyuft 1866 hat den Krieg geſchloſſen, und der Allianzvertrag, 
den ich frei und redlich zu halten geſonnen bin (Beifall rechts) iſt nicht 
allein der Schluß des Krieges, ſondern betrifft einen Akt der aufrichtigen 
Verſöhnung. (Beifall rechts.) Wenn der Süden Deutſchlands ſich ver⸗ 
pflichtet hat, die deutſche Erde zu vertheidigen und mit Ihnen auf demſel⸗ 
den Schlachtfelde zu bluten, ſo beweiſt das doch wohl, daß man vergeſſen 
hat und verſöhnt iſt. Es iſt richtig, auch ich habe den Zollvertrag unter⸗ 
zeichnet; und noch mehr: ich kann ſegar mit gutem Gewiſſen behaupten, 
daß ich weſentlich dazu beigetragen habe, ihn zum Abſchluß zu bringen. 
Aber ich habe auch nur einen Zollvertrag unterzeichnet, und Sie wiſſen ja, 
wie ich über dieſen Vertrag in meinem engeren Vaterlande angefochten 
worden bin, daß ich es aber an Muth und Kraftaufwand nicht hade fehlen 
laſſen, um mein Wort einzulöſen, das ich hier gegeben, und dies iſt mir 
auch gelungen; das Land hat ſich zufrieden geſtellt. Nun kam eine Partei, 
die ſich anmaßte, die deutſche Partei a £5oynv zu fein; und welche 
fand, daß es nicht an der Zeit ſei, die geſchloſſenen Verträge zu halten, 


welche fand, daß ein Vertrag ein Fetzen Papier wäre, Über das man ge⸗ 


müthlich hinweggehen könne. Und zum Beweiſe dafür haben dieſe Herren 
ihre eigene ſchöne Heimath Tag für Tag in einem Zeitungsblatt, daß aller⸗ 
dings nur fünfhundert Abonnenten hat, — aa ohn und Spott. 

. mürternbergiigge Bolt blieb. e Zeit n ichgüftig und begegnete 
riffen mit chtung; ſchließlich wurde es aber doch zu toll. (Red⸗ 


tei dies uicht wollte, hat ſich gegen fie das ganze Land gekehrt. Dieſe uns 
zum Vorwurf gemachte Verbindung der verſchiedenen Parteien ift gegründet 
auf die allgemeine Entrüftung gegen jene Heine, aber um ſo anmaßendere 
Partei. Sie glauben gar nicht, was dieſe für Anforderungen ſtellt; ganz 
andere noch, als die verwandte Partei in Preußen. Hätte dieſe Partei den 
Zollvereinsvertrag mit uns als die weſentliche Grundlage unſeres ſtaatlichen 
Verhältniſſes angeſehen, dann hätte man ſich wohl mit ihr ſtellen konnen. 
Da ſie aber ihre eigene Heimath auf jede mögliche Weiſe verunglimpften, 
haben ſich alle würtembergiſchen Patrioten gegen fie gekehrt. (Heiterkeit. ) 
Ja, meine Herren, man kann ein Land auch lieben, wenn es klein iſt; jene 
Partei aber hat das kleine Vaterland mit Spott behandelt. Ich liebe mein 
Vaterland, wenn es auch klein iſt; das iſt Patriotismus, nicht Partikularis⸗ 
mus. Uud ich glaube, daß wir Würtemberger, die wir mit Liebe zu 
unſerem engeren Vaterlande hergekommen find, Ihnen nützlicher fein und 
das Wohl des Ganzen mehr befördern werden, als jene Herren. (Beifall 
rechts.) Ich ſchließe mit der Bitte: Laſſen Sie dieſe Anfeindungen bei 
Seite und folgen Sie den ſchöͤnen Worten der Thronrede: „Die materiellen 
Intereſſen des großen Vaterlandes ohne Rückſicht auf die Einzelſtaaten 
zu fördern, aber mit Rückſicht auf das Ganze.“ Damit werden Sie dem 
Vaterlande mehr nützen, als mit ſolchen Ausfällen gegen das eigene Bater- 
land und gegen diejenigen, welche das Vaterland gegen ſolche Dinge ſchügzen. 
Nachdem noch der würtembergiſche Bundesrath v. vinden die bons 
fides feiner Regierung vertheidigt, und Lasker dem Abg. v Mittnacht 
geantwortet, wird die Diskuffio.s geſchloſſe. — Der Antrag der 3. Ad- 
theilung nebſt dem Amendemeat Bamberger, das ihn ſächlich ausdehnte 
und vervollſtändigte, wird zurückgezogen, und der der 4. Abtheilung in 
namentlicher Abſtimmung, die von den Süddeutſchen verlangt war, mit 162 
gegen 105 Stimmen angenommen, (Dagegen die äußerſte Rechte, wie 
Wagner, von Blanckenburg, Prinz Albrecht, die Generale außer v. Stein⸗ 
metz, ferner Fürſt v. Solms, Windthorſt und alle ſüddeutſchen Abgeord⸗ 
neten, die ſich nicht der liberalen Partei angeſchloſſen; dafür alle Liberalen, 
die Freikonſervativen, von den Süddeutſchen Völk, Met, Bamverger. 
Nächſte Sitzung: Sonnabend 12 Uhr. Tages Ordnung: Beſchluß 
über die geſchäftliche Behandlung des Antrages auf Erlaß einer Adreſſe 
und eines heute eingegangenen Antrages Stumm. — Wahlprüfungen. 
Kiel, 29. Apel. Die Indienſtſtelung der Panzecboote 


„Prinz Adalbert“ und „Armin us“ it bis auf Weiteres eingeſtellt 


worden. 
Ausland. 


Bern, 1. Mal. Nach vorliegenden Nachrichten werden am 
11. d. Mte. die Unterhandlungen über den Abſchluß eines Poft- 
vertrages zwiſchen der Schwelz und Oeſterreich zu Wien ihren 
Anfang nehmen. 

Paris, 1. Mal. Der „Etendard“ erwähnt unter Vorbe⸗ 
halt eines Gerüchtes, wonach zwiſchen Frankreich und Tunis ernſte 
Mißhelligkeiten über finanzielle Fragen entſtanden ſein ſollen. 

— (Corps Regislatif.) Die Jaterpellatlonen über das 
Frelhandels Syſtem find für den 11. Mai feſtgeſet. — Das Zoll⸗ 
geſetz iſt angenommen. — Der Budget⸗Kommiſſar verlangt, daß 


nicht in Renten zur Ausgabe gelange. 

— Die Diekuſſion über die Interpellation Brame wird 
am 11. d. im gejepgebenden Körper ſtattſinden. — „Patrle“ de⸗ 
mentiit die Mittheilung der Wiener „Debatte“, daß gegenwärtig 
über die Aufſtellung von Kriegeſchiffen in den kretenſiſchen Ge⸗ 


eine Hälfte der Anleihe in Staatsſchuldſcheinen auf 30 Jahre 


wäſſern zwiſchen den Weſtmächten und der Türkei unterhandelt 
werde; „Patrie“ glaubt, daß es ſich bei den Verhandlungen nur 
darum handle, die Bedingungen feſtzuſtellen, unter welchen die aus 
Kreta nach Griechenland geflüchteten Greiſe, Frauen und Kinder in 
die Heimath zurückgeführt werden können; eine Vereinbarung über 
dieſe Frage jet aller Wahrſcheinlichkeit nach nahe bevorſtehend. — 
Dasſelbe Blatt dementirt die Behauptung des „Memorial diploma⸗ 
tique“, daß ſich zwiſchen Heſſen und Preußen Schwierigkeiten wegen 
des Beſatzungsrechts in Mainz erhoben hätten. 

e Der „Conſtitutionnel“ jagt, das „Journal des Débats“ 
ſel falſch berichtet, wenn es mittheile, daß zwiſchen dem Staats- 
minifter und dem Kriegsminiſter eine Mißſtimmung entſtanden ſel; 
dieſelbe beſtehe weder, noch habe fie jemals beſtanden. Der Kriegs- 
miniſter Marſchall Niel habe ſich darauf beſchränkt, vor der Budget⸗ 
Kommiſſtion den Kredit zu beanſpruchen, welcher nothwendig jet, 
um dle Bewaffnung Frankreichs auf der Höhe derjenigen der be- 
nachbarten Staaten zu halten. Der Staatsminiſter Rouher habe 
dieſe Nothwendiglkeit nicht in Abrede geſtellt und kein Wort der 
beiden Miniſter ſei derartig geweſen, daß man danach den Frieden 
Europas für bedroht halten könnte. 

London, 1. Mai. Se. Königliche Hoheit Prinz Adalbert 
von Preußen hat geſtern die Kanalflotte beſichtigt. 

London, 1. Mai. Dem „Globe“ zufolge wird das Mi⸗ 
niſterium Dis raelt in Folge der Annahme der erſten Gladſtoneſchen 
Reſolution weder abdanken noch zu einer Auflöſung des Parla- 
ments ſchreiten. Das offiztöſe Blatt meldet gleichzeitig, daß Dis- 
raeli nach Osborne zur Königin abgereift jet. 

Athen, 25. April. Am 14. April hat bei Apocornla in 


Kandien ein ernſtes Gefecht ſtattgefunden, welches von Morgens 


bis in die Nacht währte. 6000 Türken wurden von den Snjur- 
genten geſchlagen, vierhundert getödtet oder verwundet. Die Tür- 
ken ‚ergriffen die Flucht und ließen in den Händen des Feindes, 
von dem fie verfolgt wurden, eine Anzahl von Todten und Ver- 
wundeten zurück. In ihrer Wuth darüber miß handelten und tödte⸗ 
ten fie mehrere Chriſten in den in ihrer Gewalt befindlichen Dör- 
fern Tripu und Vaſé. Bei dem Gefechte am 14. April wurden 
die Türken von Mehmet Ali Paſcha kommandirt. Andere Kämpfe, 
welche am 11., 12., 15. und 16. April ſtattfanden, waren gleich- 
falls für die Inſurgenten vortheilhaft. Die Türken plünderten, 
nachdem fie geſchlagen waren, mehrere Dörfer, welche ſich ihnen 
vorher ſchon unterworfen hatten, mißhandelten die Frauen und 
ſchleppten dleſelben mit ſich fort. — Die grlechiſchen Dampfer 
„Unton“ und „Creta“ fahren fort, den Inſurgenten Munition und 
Proviant zuzuführen und die Frauen und Kinder derſelben nach 
Griechenland zn bringen. — Die türkiſche Regierung if bemüht, 
darauf hinzuwirken, daß die flüchtigen Familien nach Kandien zu- 
rücktehren; letztere weigern ſich jedoch, dieſes zu thun. — Die In- 
ſurrektlon if in voller Thätigkeit. 

umänien. In Bukareſt hat unlängſt ein Kongreß 
rumäniſcher Gelehrten und Schriftſteller ſtattgefunden, welcher da⸗ 
mals von der deutſchen Preſſe nicht genügend beachtet wurde. Bei 
der ſtelgenden kommerziellen und politiſchen Bedeutung, welche die 
Donaufürſtenthümer gewinnen, wird es erlaubt ſein, Einiges über 
eine Verſammlung nachzutragen, deren Verhandlungen für den fireb- 
ſamen Geift der Nation ein beredtes Zeugniß ablegen. Die Mit⸗ 
glieder des Kongreſſes kamen von allen Ländern, wo rumäniſch ge⸗ 
ſprochen wird — den Donaufürſtenthümern, Ungarn, Siebenbürgen, 
Bukowina und Beſſarabien. Der nächſte Zweck der Zuſammenkunft 
war kein politiſcher. Man wollte ſich über die Fixirung der ru⸗ 
mäniſchen Orthographie, die noch im Argen liegt, berathen und 
einige verwandte literariſche Dinge erörtern. Das Gefühl der 
ſprachlichen Gemeinſamkeit gab indeß der Zuſammenkunft einen 
Schwung, der fie über das Grammatiſche hinaueführte. 

Waſhington, 21. April. Seitens der Vertheidigung 
wurde von Neuem der Verſuch gemacht, die Zulaſſunz der vom 
Senatsgerichtshof abgelehnten Zeugenausſage des Staalsſekretärs 
für die Marine Gideon Welles durchzuſetzen, ebenſo die Zulaſſung 
des Zeugniſſes des General-Poſtmelſters Randall und Anderer be⸗ 
züglich der Kabinetsberathungen über die Gültigkeit der „Aemter⸗ 
beſetzungsbill“ und den Stanton'ſchen Konflikt. Der Senatsgerichts⸗ 
hof erklärte abermals die Entgegennahme dieſer Zeugnifje für un⸗ 
zuläſſig. Ewarts erklärte hierauf Seltens der Vertheldigung, daß 
dieſe Verwerfung auch die Ausſchließung der Zeugniſſe der drei 
Miniſter Seward, Mac Culloch, Browning und Anderer involvire. 
Gerade dieſe habe die Vertheidigung vernehmen laſſen wollen, um 
den Gegenbeweis dafür zu liefern, daß der Präſtdent Johnſon die 
Abſicht gehabt haben ſollte, die Staatsgeſetze zu verletzen. Die 
BIN über den Schutz der „Rechte naturaliſttter amerikaniſcher Bür⸗ 
ger im Auslande“ und über die amerikaniſcher Seits eventuell vor. 
zunehmenden Repreſſallen wurde doppelt amendirt, ehe dieſelbe zur 
Annahme im Repräſentantenhauſe gelangte. Das eine Amende- 
ment nimmt von der Verhaftung als Geißeln die fremden Gr- 
ſandten und deren Dlenerſchaft aus, das andere ermächtigt den 
Präſidenten, vorkommenden Falls alle kommerziellen Beziehungen 
mit ſolchen Ländern zu ſuspendiren, welche nicht in Konformität 
mit dem in der Bill ausgeſprochenen Grundſatze handeln würden. 
Die bis jetzt bekannt gewordenen Wahlergebnſſſe von Süd⸗Caro⸗ 
Una, Georgien, Loulſiana ergeben ein für die radikale Partei gün⸗ 
ſtiges Reſultat. 

Wafbington, 22. April. Das Haus der Repräſentanten 
mit hat 91 gegen 18 Stimmen abgelehnt, den Antrag des zur 
demokratiſchen Partei gehörigen Deputkrten Robinſon in Erwägung 
zu ziehen, welcher Antrag dahin lautete, das Haus möge das mit 
der Anklage gegen den Präſidenten Johnſon beauftragte Comité 
von der Fortſetzung ſeiner Thätigkeit entbinden, die Mitglieder 
deſſelben zurückrufen und die Prozeßverhandlungen abbrechen laſſen. 
Im Repräſentantenhauſe iſt eine Rejolution eingebracht worden, 
dahin lautend, daß ein Unterſuchungs-Comiié bezüglich des vom 
Aaklage-Comité erſtatteten Berichts nledergeſetzt werde, welches da- 
von Abſtand genommen, den General Sberman während des Pro- 
zeſſes vernehmen zu laſſen, eine Unterlaſſung, zu der das Comité 
ſich durch eine vorgängige private Vernehmung des Generals ver- 
anlaßt geſehe n habe. Es war noch zu Feiner Abſtimmung über 
dieſe Reſolutlon gekommen. — Spätere Berichte aus Georgien 
ſprechen von einem Siege der demokratiſchen Partei bei den Wah⸗ 
len. — In Louiſiana wird die neue Verfaſſung des Staates aller 
Wahrſchelnlichkeit nach Annahme finden. — Die Stadt New-Or⸗ 
ltans hat einen Demokraten zum Mayor gewählt. 


Süd⸗Amerika. Man ſchreibt der „Kr.⸗Ztg.“: Mit dem 
von Weſtindien in Southampton eingetroffenen Dampfſchiffe kam 
aus Carracas in Venezuela ein Beitrag zum Beſten der Noth- 
leldenden in Oſtpreußen, im Betrage von 512 Thlr. 15 Sgr., an, 
geſammelt durch Herrn Alfred Rothe unter den in jener Stadt 
wohnenden Deutſchen. Es freut uns um ſo mehr, daß gerade 
unſere Landsleute in Carraacas auch dieſe Gelegenheit nicht haben 
vorübergehen laſſen, um ihre Anhänglichkeit ans Vaterland aufs 
Neue zu bekräftigen, da wir wiſſen, daß Venezuela ſelt dem Okto⸗ 
ber v. J. durch einen Bürgerkrieg heimgeſucht iſt, wodurch ſelbſt⸗ 
verſtändlich Handel und Wandel brach gelegt iſt, ſo daß die Geber 
jetzt wohl ein größeres Opfer gebracht haben mögen, als in den 
Jahren 1864 und 1866 mit ihren doppelt ſo großen Sendungen 
zum Beſten der Verwundeten und Hinterbliebenen. Wir wollen 
hoffen, daß dlieſe von den Deutſchen in Carracas ſtets bewieſene 
Liebe zum Vaterlande auch endlich höheren Orts anerkannt und 
gewürdigt wird. Seit dem Jahre 1857 war von Seiten Preußens 
bei der Regierung in Venezuela kein Konſul beglaubt, und man 
benutzte dort den 1. Oktober v. J. bei Entfaltung der Bundes- 
flagge, den Bundeskanzler um eine nunmehrige deutſche Vertretung 
zu bitten. Und wo thut grade eine Vertretung, und zwar eine 
energlſche, mehr noth, als in Carracas, der Hauptſtadt einer Re- 
publik, die fortwährend von Bürgerkriegen heimgeſucht, wo täglich 
Perjon und Eigenthum der Fremden gefährdet iſt. Sie in dem 
deutſchen Vaterlande, die Ste die Zuſtände, wie fie iu ſüdameri⸗ 
kaniſchen Ländern gang und gäbe ſind, nicht kennen, haben keine 
Idee davon und können ſich auch keine bilden; ſo etwas muß 
durchlebt werden, um es zu glauben. Möge Graf Bismard ſich 
der Landsleute in Carracas erinnern, derjenigen, die im Schweiße 
ihrer Angeſichts (unterm 9. Grade n. Br.) der deutſchen Induſtrie 
und dem dentſchen Handel neue Wege bahnen und Abzugsquellen 
der Induſtrie ſuchen. Möge er bald die in der Petition ausge⸗ 
ſprochene Bitte erfüllen, und wir ſind überzeugt, daß er ſich viele 
neue Verehrer gewinnen wird. 


Pommern. 

Stettin, 2. Mai. In der heutigen Schwurgerichts⸗ 
ſißung kamen wlederum zwei Anklagen wegen Diebſtahls zur Ber- 
handlung. Zuerſt war der Arbeiter Carl Julius Baumert an- 
geklagt und geſtändig, dem Bauern Schmidt in Kreckow am 16. 
Februar Backobſt, Mehl, Aepfel ꝛc. mittelſt Einbruchs und Einſtel⸗ 
gens in deſſen Vorrathskammer entwendet zu haben. B. wurde 
deshalb, da er ſich im wlederholten Rückfall befand, (er iſt erſt am 
27. Januar d. J. aus dem Zuchthauſe entlaſſen) unter Annahme 
mildernder Umſtände zu 3 Jahren Zuchthaus und Pollzeiaufſicht 
verurtheilt. — In der zweiten Verhandlung war der Arbetter 
Wilh. Erdmann Schalow beſchuldigt 1) am 14. Februar d. J. 
den Kaufleuten Hartmann und Schliemann aus dem Speider 
Nr. 28 einen Beutel mit Kaffee, und 2) am 8. März c. aus dem 
dritten Boden des Vereinsſpeichers mittelſt Erbrechung des Vor⸗ 
legeſchloſſes einen Sack mit 2½ Scheffel Erbſen im Werthe von 
7 ½ Thlr. geſtohlen zu haben. S. räumte nur den erſten ein- 
fachen Diebſtahl ein, wurde aber, da er mit dem geſto lenen Gute 


noch innerhalb der Speicherräume betroffen iſt, auch im zwelten 


Falle für ſchuldig erklärt und zu drei Jahren Zuchthaus und Po- 
lizeiaufſicht verurtheilt. 

— Am 29. v. Mts. feierte der 83jährige Kaufmann Joh. 
Fr. Berg, ein geborener Stettiner, im engen Famillenkreiſe ſein 
50jähriges Jubiläum als Mitglied der Korporation der Kauf⸗ 
mannſchaft. Drei Vorſteher derſelben überreichten dem Jubilar 
Namens der Korporation einen werthvollen ſilbernen Pokal. 

— Nach der neuen Organtſation haben Alflftenz- und Stabs- 
ärzte, deren Gehalt das eints Hauptmanns zweiter Klaſſe nicht 
überſteigt, Anſpruch auf Thellnahme an dem Offizier-Unterflügungs- 
fonds ihres Truppentheils. Die Anträge auf Unterſtützungen für 
die Militärärzte des Beurlaubtenſtandes, jo wie für Aerzte des 
ſtehenden Heeres, welche nach Obigem auf den Fonds eines Truppen- 
theils kein Anrecht haben, gelangen durch den betreffenden Korps⸗ 
Generalarzt zur Entſcheidung des Kriegs-Miniſterlums. 

— Der Frauenverein der Guſtav-Adolph-Stiftung wird am 
8. Mal, Abends 7½ Uhr, ein großes Konzert in der erleuchteten 
St. Jakobl⸗Kirche geben und das Requlem von Cherubini zur Auf- 
führung bringen. Wir freuen uns, daß demnach ſo bald unſer 
Wunſch in Erfüllung gehen wird, das Requiem in den großen 
Räumen einer Kirche zu hören, wo es von gewaltigſter ergreifend- 
ſter Wirkung ſein muß. 

— Ueber die Verſetzung von Elementarlehrern liegt eine Ent- 
ſcheldung des Staatsminiſteriums als Rekurs-Inſtanz vor, die für 
die Betpeiligten nicht ohne Bedeutung iſt. Ein Lehrer batte ſich 
nämlich in feiner Amtsſtellung nach dem behördlichen Ausdrucke 
„unmöglich gemacht“ und war von der vortzeſetzten Bezirke⸗Regle⸗ 
rung, nachdem ihre Verſucht, ihn mit feiner Einwilligung zu ver⸗ 
ſezen, an feinem Widerſpruche geſcheltert waren, zur förmlichen 
Disziplinar-Unterſuchung gezogen und hierbel ſelnes Amtes entlaſſen 
worden. Gegen dieſen Spruch halte der Lehrer Rekurs eingelegt 
und das Staats miniſterlum auf Freiſprechung des Angeſchuldigten 
und Niederſchlagung der Koſten erkannt. In den Entſcheldungs⸗ 
gründen heißt es: „So tadeluswerth und unwürdig auch eln fol- 
ches Verfahren, jo hat doch die Regierung durch das Anerbieten 
einer anderen Stelle, ſogar mit höherem Einkommen, anerkannt, 
daß der Angeſchuldigte ſich durch fein inkrimintrtes Verhalten, unter 
den obwaltenden Umſtänden, an ſich nicht des Amtes als Lehrer 
unwürdig gemacht habe, ſondern nur feine Verſetzung an einen 
anderen Ort, im Jatereſſe des Dienſtes, nothwendig ſei. Daß 
Anteſchuldigter ſich dieſer Maßregel nicht hat unterwerfen wollen, 
könnte nur dann als Grund für die Dienſtentlaſſung angeſehen 
werden, wenn er auf Grund des §. 87 des Geſetzes vom 21. Juli 
1852, im Jatereſſe des Dieaſtes verſetzt, ihm auch eine beſtimmte 
Stelle übertragen worden wäre, er dieſelbe anzutreten ſich b harr⸗ 
lich geweigert hätte und dieſerhalb die Dleziplinar-Unterſuchung 
wider ihn eingeleitet worden wäre. (88. 8 ff. a. a. O.) Da dies 
jedoch nicht der Fall, eine Strafverfegung bei mittelbaren Staatedienern 
nicht zuläſſig (S. 16, Ne. 1 a. a. O.) und endlich das Verhalten 
des Angeſchuldigten nicht danach angethan if, ihn deshalb aus dem 
Schuldlenſte überhaupt zu entfernen, fo übrigt nichts, als den An- 
geſchuldigten von der Anſchuldigung eines Verhaltens freizuſprechen, 
das ihn der Achtung, des Anfedens und Vertrauens, welches fein 
Amt erfordert, unwürdig macht und es lediglich der Aufſichtsb⸗hörde 


zu überlaſſen, feine Berfegung in ein anderes Amt im Intereſſe 
des Dienſtes herbelzuführen.“ 

— Geſtern bat bei allen Trainbataillonen der Armee eine 
face Entlaſſung von ausgebildeten Mannſchaften ſtattze⸗ 
unden. 

— Nach einer neuen Beſtimmung ſollen künftig kriegsgericht⸗ 
liche Erkenntniſſe gegen Perſonen des Soldatenſtandes vom Feld⸗ 
webel abwärts wegen militäriſcher Verbrechen, jet es auch in Ver⸗ 
bindung mit anderen Vergehen, ausſchließlich nur dann einer Kgl. 
Beſtätigung vorbehalten bleiben, wenn die zu verbüßende Freihelts⸗ 
ſtrafe, nach Abzug des auf die Unterſuchungshaft etwa in Anrech⸗ 
nung gebrachten Straftheiles, über eine härtere als zehnjährige 
Feſtungsſtrafe hinaus lautet. 

Stargard, 1. Mal. Der geſtern bier abgehaltene Bich- 
markt war mit Pferden nur ſchwach, mit Rindoleh ſtärker beſetzt; 
die Preiſe waren hoch geſtellt, in Folge deſſen unter den Pferden 
nur wenig, unterm Rindvieh etwas mehr gehandelt wurde. Für 
eine hochtragende Kuh wurden 100, für eine zweite 98 Thlr. ge- 
fordert und eine frlſchmilchende Kuh wurde mit 78 Thlrn. bezahlt. 

rimmen, 29. April. Heute früh brannte zu Alt-Zar⸗ 
rendorf das Wohnhaus des Maurergefellen Wegner ab; dle Ent- 
ſtehungs-Urſache des Feuers iſt nicht bekannt. 

Zachan, 29. April. Während eines Gewitters zünbete 
heute Nachmittag 4½ Uhr bei heftigem Nordweſtwinde der Blitz 
in dem Thurme des Dorfes Zadelow. Von hier eilten Spritzen 
und Mannſchaften ſchnell zur Stelle, doch war es nicht moglich, 
das Feuer von den benachbarten, mit Stroh gedeckten Gebäuden 
abzuwenden. Das Schulhaus, die zur Pfarre gehörigen Wirth⸗ 
ſchaftsgebäude, ein Bauergeböft, zwei Kofjäthen- und zwel Büdner⸗ 
grundſtücke, zuſammen 15 Gebäude, find elngeäſchert. Das Vleh 
iſt gerettet, auch ſonſt kein Unfall zu beklagen. 


Konzert. 
Frau Dr. Förſter, unſere beliebte Opernſängerin, und Herr 
Rappoldi, Kapellmeiſter vom Theater, hatten geſtern in dem Saale 
des Kaſinos ein Konzert arrangirt, das zahlreich von einem höͤchſt 
gewählten Publikum beſucht war. Der Vortrag der Stücke war 
hochſt exakt und ſauber und zeugte durchgehends von ebenjo großer 
Meiſterſchaft im Vortrage, als von Verſtändniß und Vertlefung in 
die Muſik. Dagegen konnten wir der Auswahl der Stücke unjern 
Beifall nicht zollen. Die ſaͤmmtlichen Nummern, mit Ausnahme 
der letzten, gehörten dem ſentimental elegiſchen Charakter an und 
ermüdeten ſichtbar das Publikum. Der Cello-Vorttag des Herrn 
Steindorf ließ überdies trotz der Sauberkeit des Bogenſtriches 
das Feuer und die Energle vermiſſen, welche die Komponiſten für 
ihre Stücke verlangen. Jadeſſen entſchädigte die letzte Arie von 
Rojfint, vorgetragen von Frau Förſter, reichlich für die überſtan⸗ 
denen Fatiguen und ergötzte im Gegenſatze zu den vorangegangenen 
Stücken ſowohl durch die Lebendigkeit und Felſche des Inhalts, als 
durch die Fülle der Koloraturen und die wahrhaft bewunderungs⸗ 
würdige Eleganz des Vertrages. Ein wahrer Beifallsfturm lohnte 
die geehrte Sängerin für dieſe Leiſtung. 
Scbiffs berichte. 


1 ril, Nachmittags. Angekommene Schiffe: 
Johanna Wilhelmine, Faber, von Amſterdam. Teutonia (SD), Paladin, 


un der Börſe. 

Weizen wenig verändert, per 2125 Pfd. loco gelber inländ. 100 
bis 105 , feiner 107—108 9%. bunter 100 106 105 ungariſcher 92 
bis 100 , ordinärer 86-90 %, weißer 106—110 , rein Mai 
103 4 bez., per Mai⸗Juni 102 ½, 102 ½ & bez., 102%, Be. u. Gd., 
8 80. 99½ 3 Br., Juli⸗Auguſt 95½% 9% Br., September⸗Oktober 

N r. 

Roggen loco wenig verändert, Termine weichend, pr. 2000 Pfd. 
loco galiz. 62 9%, int. 6367 „ ſchwerer 82pfd. 701, e bez., pr. 
Mai⸗Juni 64 ½, 62% 92 bez., 63 Br. u. Gd., Juni⸗Juli 64 ½, 63 % 
bez., Br. u. Gd., Juli Auguſt 62 ½, 61 & bez. u. Br., September⸗ 
Oktober 56%, 94 bez., Br. u. Gd. 

Gerſte niedriger, per 1750 Pfd. loco Oderbruch 53, 53½ Mg bez, 
ſchleſ., wer: u. ungar. 511, —531, 37% . 47 

Hafer unverändert, per 1300 Pfd. loco 36 ½ —37½ N., 47—50pfd. 
per Mai-Juni 37 bez., Juni⸗Juli 38 9% bez. 

- Erbſen geſchäftslos. 

Rübsöl wenig verändert, loco 10 „ Br., Mai⸗Juni 9½ & bez, 
103 u 10 3% bez, Juli⸗Auguſt 10% Br., Sept.⸗Oktober 

Ya r. 

Spiritus weichend bezahlt, loco ohne Faß ohne Umſatz 19%, 
nom., Mai-⸗Juli 19%,,, 19 215 bez., Juni Sn 19% % Br. u. & 
Juli⸗Auguſt 19%, % Br., Auguſt September 20 % Br., Sept.⸗Oktober 
18% & bez. 

Angemeldet: 100 Ctr. Rüböl. 

Regulirungs⸗Preiſe: Rüböl 9%. 

RR 96-105 4 1 

eizen 96— , Roggen 64—69 „Gerſte 50-54 , 
Hafer 36 —39 „ pr. 26 Scheffel, Erbſen 85 85 S pr. 25 Scheffel, 
Heu pr. Ctr. 15 —25 Ar, Stroh pr. Schock 7—8 9% 

Berlin, 2. Mai, 2 Uhr 4 Min. Nachmittags.) Staatsſchuld⸗ 
ſcheine 84 bez. Staats⸗Anleihe 4½ 9% 95% bez. Berlin⸗Stettiner Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 137 bez. Stargarb⸗Poſener Eiſenb.⸗Aktien 93%, bez. Oeſterr. 
National-Anleihe 54%, bez. Pomm. Pfandbriefe 85%, bez. Oberſchleſtſche 
Eifenbahn⸗Aktien 186 bez. Wien 2 Mt. 86%, bez. London 3 Mt. 6. 
23% bez. Paris 2 Mt. 81½ bez. Hamburg 2 Mt. 151 bez. Mecklen⸗ 
burger Eiſenbahn⸗ Aktien 74 bez. Oeſterr. Banknoten 873% bez. Ruſſ. 
Banknoten 83 ½ bez. Amerikaner 6 % 76½ bez. 

Weizen pr. Mai 88, 88%, bez. Roggen pr. Mai 65, 63% bez., Mai⸗ 
Juni 64%, 63%, bez., Juni⸗Juli 64%, bez., 631, Br. Rüböl loco 10%, 
bez., Mai⸗Juni 10%, ½ bez., September» Oktober 10%, bez. Spiritus 
loco 19 bez., Mai ⸗Juni 181%,,, 1½ bez., Juni-Juli 19½, ½ bez., 
Juli⸗Auguſt 19, %, bez. 

Breslau, 1. Mai. Spiritus per 8000 Prozent Tr. 19. Roggen 
per Mai 63 ½, per Mai⸗Juni 63. Rüböl pr. Mai⸗Juni 9¼, do. pr. 
Herbſt 10 ½. Raps und Zink unverändert. ; 

Hamburg, 1. Mai. Getreidemarkt. Weizen und Roggen ohne 
Kaufluſt. Weizen pr. April 5400 Bid. netto 175 Bankothaler Br. 174 
Gd., per Mai + Juni 174 Br., 173½ Gd., pr. Juli ⸗Auguſt 164 Br., 
163 Gd. Roggen ſehr matt pr. Mai 5000 fd. Brutto 125 Br. 124 Gb., 
per Mai⸗Juni 122 Br., 121 Go., per Juli Auguſt 113 Br. u. Gd. Hafer 
ſtille. Rüboöl flau, loco 23%,, per Mat 21¾ per Oktober 22%. Spiritus 
ſehr ſtille. Kaffee feſt. Zink unbeachtet. — Sehr ſchönes Wetter. 

Amſterdam, 1. Mai. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Roggen loco 
ftille, Termine ſeſt, per Mai 262, per Juni 259, pr. Juli 254. Raps 
per Oktober 66 ½. Rüböl pr. Mai 34 ½, pr. November⸗Dezember 36. 


